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Initiative der Linken gegen 
Mietwucher beschlossen
Die Stadt Frankfurt und die Stadt 
Hamburg gehen aktiv auf die Mie-
ter*innen in ihrer Stadt zu. Sie infor-
mieren diese darüber, dass sie ge-
gen überhöhte Mieten nicht machtlos 
sind, sondern sich an das städtische 
Wohnungsamt wenden können.

Vielen Einwohner*innen Kölns ist 
aber nicht bewusst, dass das Wirt-
schaftsstrafrecht sie vor Wuchermie-
ten schützen kann. Übersteigt ihre 
Miete die ortsübliche Miete um mehr 
als 20 Prozent, dann können die Be-
hörden dagegen vorgehen. Ist ein 
Vermieter nicht einsichtig, können 
sie ein Bußgeld erheben und eine 
Rückzahlung der zu viel gezahlten 
Miete erzwingen. 

Die Stadt Frankfurt hat allein zwi-
schen 2020 und 2022 fast 1.400 
Verfahren gegen überhöhte Mieten 
eingeleitet. Vermieter mussten Mie-
ten in Höhe von 419.000 Euro an 
die Mieter zurückzahlen. Das Ver-
fahren basiert auf § 5 des Wirt-

schaftsstrafgesetzes (WiStrG) und 
wird dort angewendet, wo die Mie-
te mehr als 20 Prozent über der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegt 
und ein Mangel an vergleichbarem 
Wohnraum besteht.

Mit einem Antrag in der letzten 
Ratssitzung wollte Die Linke errei-
chen, dass die Stadt Köln das Bei-
spiel anderer Städte aufgreift und 
ähnlich aktiv und konsequent gegen 
überhöhte Mieten und Mietwucher 
vorgeht. Denn diese schädigen nicht 
nur die Mieter*innen. Sie verstär-
ken unter den Einwohner*innen der 
Stadt auch das Gefühl, wirtschaftlich 
Stärkeren hilf- und rechtlos ausge-
liefert zu sein. 

Ein Grund dafür, dass viele Städ-
te bislang wenig konsequent ge-
gen überhöhte Mieten vorgehen, ist 
die Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofes. Im Punkt 1 unseres 
Antrages schlagen wir deshalb vor, 
dass der Rat heute die Initiative der 

Kulturprojekt Kolbhalle 
muss Platz bekommen
Der Rat der Stadt Köln hatte am 28. 
September 2017 einen richtungs-
weisenden Beschluss gefasst und 
NRW Urban Richtlinien zum Verkauf 
der Kolb-Hallen in der Helmholtz-
straße in Köln-Ehrenfeld auferlegt. 
Der Beschluss erfolgte einstimmig 
bei Stimmenthaltung der FDP. 

Grundlage des Verkaufs von 
NRW Urban an einen Investor war 
ein Nutzungskonzept, das eine Fort-
setzung des Kulturprojekts Kolbhal-
le mit dem Verein „Wir selbst e. V.”, 
den Bau einer dreizügigen Kita und 
den Bau von 30 % öffentlich geför-
derten Wohnungen ermöglichte. 

Ein Sachstandsbericht vom 3. 
Juni 2024 zur Ds. 1733/2017 wurde 
nach sieben Jahren im Intranet un-
ter dem Tagesordnungspunkt 10.2 
der Ratssitzung vom 28. September 
2017 nachträglich eingestellt. 

Der Mitteilung der Verwaltung 
kann man entnehmen: 

„Eine Bauverpflichtung ist im 
Kaufvertrag enthalten. Grunddienst-
barkeiten, die die unter Ziffer 2 des 
Ratsbeschlusses genannten Nut-
zungen absichern, sind nicht im 
Grundbuch eingetragen.“

Das bedeutet, dass die Stadt 
Köln nicht dafür gesorgt hat, dass 
die Rechtsansprüche des Ratsbe-
schlusses umgesetzt wurden, und 
der Trägerverein des Kulturprojek-
tes „Wir selbst e.V.“ keine Rechtsan-
sprüche hat. Die Stadt Köln antwor-
tete auf eine Anfrage der Fraktion 
Die Linke in der Ratssitzung am 3. 
Juli ausweichend: 

„Dies erfolgte jedoch bisher 
nicht, da die Vertragsparteien kei-
ne Einigung in dem nunmehr über 
Jahre dauernden Verhandlungspro-
zess erzielen konnten. Hierbei sind 
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und waren weniger grundbuchrecht-
liche als finanzielle Fragen entschei-
dend.“

Die Grundbucheintragung hät-
te bereits beim Verkauf an den In-
vestor vollzogen werden müssen. 
Bei den Verhandlungen mit dem 
Investor hat der Verein nunmehr 
eine schwache Position, weil sein 
Rechtsanspruch nicht verbrieft ist.
Der Verein selber schreibt:
„Leider kommt noch keine finale Ei-
nigung mit dem Investor zustande 
und unser Projekt ist akut bedroht.

Schon vor dem Ratsbeschluss 
wurde zwischen „Wir Selbst e.V.“ & 
„Netz-Bau GmbH“ eine Vereinba-
rung über die Gestaltung des Kolb-
Geländes abgeschlossen. Das An-
gebot schien durchführbar und 
wurde vom Verein akzeptiert. Dies 
wurde jedoch nicht ausreichend ab-
gesichert und durch Gründung und 
Kauf mit anderen GmbHs umgan-
gen. Es ergaben sich leider ganz 
neue Umstände…

Wir haben Kaufangebote erhal-
ten, die unsere finanziellen Möglich-
keiten übersteigen, unklare Bedin-
gungen und Risiken für den Verein 
enthalten. 
Mit unserem kleinen Verein wurden 
in den letzten Jahren durch Kultur-

programm und Spen-
den ca. 75.000€ Ei-
genkapital angespart, 
das reicht bei dem Fi-
nanzierungsvolumen 
aber nicht aus ... Seit 
langem sind wir mit 
der GLS Bank im Ge-
spräch, welche die Fi-
nanzierung grundsätz-
lich begrüßt, aber unter 
den Bedingungen lei-
der noch nicht liefern 
kann.

Auf Nachfrage bei der Stadtver-
waltung ist keine finanzielle Unter-
stützung oder Bürgschaft möglich. 
Wäre eine andere Form der Unter-
stützung wie z. B. eine professionel-
le Begleitung möglich?

Es ist sehr schade, wie schwie-
rig sich der Prozess mitgestaltet! 
Seit 2015 sind wir an einer Lösung 
interessiert und stecken enorm viel 
ehrenamtliche Arbeit in das Projekt 
“Kolbhalle”! Unter geeigneten Um-
ständen wären wir gerne schon vor 
Jahren umgezogen! Wir sind mit un-
seren Kapazitäten ziemlich am Li-
mit! Und nun wird die mögliche 
Räumungsklage für das aktuelle 
Gelände betont.

Einsicht und Forderungen zu 

den Kaufvertragsinhalten könnte die 
Verkäuferin und Landesgesellschaft 
„NRW.Urban“ geben & geltend ma-
chen.

Wir sind überzeugt: Die Kolb-
halle ist kein Einzelfall, sondern ein 
Symbol für die Zukunft der freien 
Kunst in unserem Land. Ihr Erhalt 
wäre ein starkes Signal für kulturel-
le Vielfalt, soziale Teilhabe und kre-
ative Freiräume – Werte, die wir mit 
Ihnen teilen. Wir brauchen dringend 
Unterstützung, um dieses Projekt 
noch zu retten!“                 Jörg Detjen

KOLBHALLE - Das Freie Kunst  
Institut, www.kolbhalle.de
Wir Selbst e.V., Helmholtzstr. 8, 
50825 Köln

Kolbhalle ...                                                       

Länder Bayern, Brandenburg, Ber-
lin, Hamburg und Nordrhein-Westfa-
len im Bundesrat unterstützt. Ihr Ziel 
ist es, durch eine Änderung des Pa-
ragraphen 5 des Wirtschaftsstrafge-
setzes Verfahren gegen überhöh-
te Mieten zu erleichtern. Köln würde 
damit sein Gewicht in die fortdauern-
de Diskussion zu Gunsten der Mie-
ter*innen einbringen.

Punkt 2 fordert die Verwaltung 
zu einem aktiveren Vorgehen gegen 
überhöhte Mieten auf. Nach dem 
Vorbild der genannten Städte soll sie 
unter Beteiligung des Mietervereins 
ein Musterverfahren entwickeln, das 
zu einer höheren Zahl von Verfah-
ren gegen überhöhte Mieten in Köln 
führt. Dazu gehört ein aktives Zuge-
hen auf die Mieter*innen der Stadt 
und eine breite Öffentlichkeitsarbeit.

Es kann nun sein, dass das Amt 
für Wohnungswesen auf eine stei-
gende Zahl von zu bearbeitenden 
Fällen personell nicht vorbereitet ist. 
Deshalb verbinden wir dies mit ei-
nem Prüfauftrag, wie das Amt gege-

benenfalls verstärkt werden kann. 
Gesetze und Recht sind nur so 

stark, wie sie im Alltag auch durch-
gesetzt werden. Sie dienen häufig, 
wie in diesem Fall, dem Schutz der 
wirtschaftlich Schwächeren, der Mie-
terinnen und Mieter, die noch dazu 
durch die gegenwärtige Lage auf 
dem Wohnungsmarkt eingeschüch-
tert sind. Deshalb ist es auch in 
Köln an der Zeit, dem Beispiel an-
derer Städte zu folgen und überhöh-
te Mieten und Mietwucher aktiv zu 
bekämpfen. Das Bündnis aus Grü-
nen, CDU und Volt stellte einen Än-
derungsantrag, der dann auch be-
schlossen wurde:

Bis Ende 2025 soll der städtische 
Internetauftritt zum Thema Wohn-
raumschutz dahingehend überarbeitet 
werden, dass eine verbesserte Auf-
klärung sowie Hilfestellungen für be-
troffene Mieter erreicht wird. Ein di-
gitaler Mietspiegelrechner und ein 
elektronisches Meldeformular wer-
den eingeführt. Darüber hinaus wird 
der Tatbestand der Mietpreisüberhö-

hung, des Mietwuchers sowie die kon-
kreten Schritte der Prüfung und Ahn-
dung auf der Website der Stadt Köln 
dargestellt. Außerdem wird die Stadt 
schnellstmöglich ein Monitoring von 
Wohnungsinseraten einzuführen, wie 
es das bereits in Frankfurt und Frei-
burg gibt. Bei überhöhten Mieten in-
formiert die Verwaltung die Vermie-
tenden mit dem Ziel, die Miete auf ein 
rechtmäßiges Niveau abzusenken. 
Der Rat unterstützt die Initiative des 
Bundesrates, angestoßen durch die 
Länder Bayern, Brandenburg, Berlin, 
Hamburg und Nordrhein-Westfalen, 
die Anwendung des § 5 Wirtschafts-
strafgesetzes, Mietwucher (WiStG) zu 
erleichtern und den Bußgeldrahmen 
zu erhöhen. 

Mit der Initiative ist der Linken ge-
lungen, dass die Stadt nun aktiv auf 
die Rechte von Mieter*innen hin-
weist. Die Stadt wird künftig nicht nur 
registrieren, wo es zu Mietwucher 
kommt; sie wird die Vermieter auch 
auffordern, ihre Mieten zu senken.

Heiner Kockerbeck
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Ehrenfeld

Die GGS Kunterbunt kann 
gebaut werden!
Der Bezirksvertretung lag am 30. 
Juni ein Dringlichkeitsantrag der 
SPD-Fraktion sowie der Mandats-
trägerinnen der FDP und der Klima-
freunde vor, in dem ein Moratorium 
für die Erweiterung der Max-Ernst-
Gesamtschule in Bocklemünd gefor-
dert wird. Der Antrag wurde vertagt. 
Zuvor hatten sich Schüler*innen der 
Gesamtschule in einer bunten Pro-
testaktion gegen die mögliche Fäl-
lung des Baumbestandes auf dem 
Schulgelände gewandt.

Inzwischen hat der Stadtrat am 
3. Juli beschlossen, dass der Schul-
wald erhalten bleiben soll und der 
Neubau der GGS Kunterbunt höchs-
te Priorität haben soll. Das ist drin-
gend notwendig. Die GGS Kun-
terbunt ist seit acht Jahren in 
Vogelsang untergebracht, weil das 
alte Gebäude nicht mehr nutzbar 
ist. Die Grundschulkinder aus Bo-
cklemünd müssen mit dem Bus zur 
Schule gebracht werden. „Kurze 
Beine, kurze Wege“ findet für meh-
rere Grundschulgenerationen nicht 
statt. Inzwischen bereitet auch das 
Gebäude am „Zwischenstandort“ 
Kolkrabenweg in Vogelsang Proble-
me und manche Schüler*innen der 
Förderschule müssen künftig in die 
Neuerburgstraße in Kalk gefahren 
werden. 

Die Erweiterung der Max-Ernst-
Gesamtschule und der Neubau der 
GGS Kunterbunt ist seit 2020 Rats-
beschluss. Er wurde 2022 noch-
mals bestätigt. 2023 wurde der Be-
bauungsplan geändert, 2024 der 
notwendige Satzungsbeschluss ge-
fasst, der Auftrag ausgeschrieben 
und vergeben. Die Bezirksvertre-
tung hat sich mit allen Beschlüssen 
befasst und Fachgespräche zur Er-
weiterung und zum Neubau durch-
geführt. Der Bauauftrag ist bereits 
vergeben. Eine Unterbrechung im 
jetzigen Verfahren würde zu einer 
weiteren ernsthaften Verzögerung 
beim Grundschulneubau führen. 

Eingriffe in den Baumbestand 
auf dem Schulgelände werden im 
Rahmen der Baumaßnahmen statt-
finden müssen. Wenn Bäume ge-
fällt werden, ist Ersatzbepflanzung 

vorgesehen. Das alles wird Zeit 
brauchen. Bis zum Ende der Bau-
maßnahmen zieht ein Teil der Ge-
samtschule in Ersatzcontainer vor 
der Schule. Der Schulhof ist einge-
schränkt nutzbar.

Ulrike Detjen

Nippes 

Ergänzung Edelweißpiraten-
Denkmal
In unserem Artikel in der letzten Aus-
gabe haben wir eine wichtige Sache 
vergessen: Und zwar, wem wir das 
Edelweißpiraten-Denkmal zu ver-
danken haben. Hier ist an allerers-
ter Stelle zu nennen die Initiative Nip-
peser Edelweißpiraten e.V. (http://
edelweisspiraten-nippes.de), dabei 
insbesondere die ehrenamtliche Be-
zirksbürgermeisterin und Gründungs-
mitglied Dr. Diana Siebert und Henry 
Bleicher. Auch Claudia Wörmann-
Adam vom EL-DE-Haus-Verein war 
ebenfalls von Anfang an dabei. Die 
Initiative hat sich jahrelang einge-
setzt für das Denkmal, hat Öffentlich-
keitsarbeit betrieben und Spenden 
eingesammelt, um dieses Denkmal 
zu realisieren. 

Ebenso zu erwähnen die Schü-
ler*innen des Leonardo-da-Vinci 
Gymnasiums, welche ebenfalls eine 
Spenden-Sammel-Aktion für das 
Denkmal durchgeführt haben, einen 
Info-Film gedreht und in der Denk-
mal-Jury mitgewirkt haben. Vielen 
Dank an alle Engagierte und Spen-
der*innen für ihr wichtiges Engage-
ment für das Erinnern an die Edel-
weißpiraten.            Joanna Dommnich

Kalk

Schließfächer für Hab + Gut
Die Zahl obdachloser und woh-
nungsloser Menschen nimmt auch 
im Stadtbezirk Kalk zu. Ursache 
hierfür ist unter anderem eine ver-
fehlte Wohnungspolitik des Mehr-
heitsbündnisses im Stadtrat. Die 
gerade von der CDU forcierte Ver-
drängungspolitik gegenüber allen, 
die man in der für Touristen herge-
richteten Innenstadt nicht sehen will, 
wirkt sich auch auf Obdachlose aus. 
Viele von ihnen weichen zuneh-
mend in Außenbezirke wie Kalk aus.

Was für die meisten Menschen 

eine Selbstverständlichkeit ist, ist 
für obdachlose und für einige woh-
nungslose Menschen ein großes 
Problem: Sie haben in der Regel 
keinen Ort, an dem sie ihre persön-
lichen Gegenstände sicher verwah-
ren und auch längere Zeit aufbe-
wahren können.

In ihrem Alltag ist die sichere 
Aufbewahrung persönlicher Wert-
gegenstände – wie Mobiltelefone, 
Fotos, Erinnerungsstücke oder gar 
Schlafsäcke – häufig nicht möglich. 
Zudem kommt es immer wieder zu 
Diebstählen oder gewaltsamen Aus-
einandersetzungen auch in Unter-
künften. 

Der Zugang zu sicheren Aufbe-
wahrungsmöglichkeiten würde ei-
nen konkreten Beitrag zur Verbes-
serung der Lebenssituation dieser 
Menschen leisten und ihnen ein 
Stück Würde und Sicherheit zu-
rückgeben. Natürlich bleibt als ers-
ter Grundsatz, den Menschen eine 
Wohnung zu geben, doch sieht bis 
dahin die Realität anders aus. Da-
rum beantragte die Linksfraktion 
Kalk, dass 
1. die Verwaltung geeignete Stand-
orte zur Einrichtung von Schließ-
fächern für obdachlose und woh-
nungslose Menschen im Stadtbezirk 
Kalk ermittelt; 
2. die Verwaltung Kontakt zur Deut-
schen Post/DHL aufnimmt, um die 
Möglichkeit der Nutzung unteraus-
gelasteter Packstationen zu prü-
fen und 
3. die Verwaltung zeitnah entspre-
chende Schließfächer im Stadtbe-
zirk einrichtet.

Der Antrag veranlasste Frau 
Bezirksbürgermeisterin Greven-
Thürmer (SPD) dazu, kurzzeitig in 
die Rolle der Mandatsträgerin zu 
schlüpfen und sich als ehemalige 
Sozialraumkoordinatorin zu äußern. 
Sie dankte der Linksfraktion aus tie-
fem Herzen und machte nochmals 
anschaulich, wie schrecklich die Si-
tuation von obdachlosen Menschen 
sei, die ihr gesamtes Hab und Gut 
in Taschen oder Wägelchen stets 
bei sich führen 
müssten. Eine wei-
tere Debatte gab 
es nicht. So stimm-
ten außer der 
Kalker CDU ALLE 
anderen diesem 
Antrag zu.

HP Fischer

Aus den Bezirken

Foto: wal_172619 auf Pixabay
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Kunst und Kultur

Gedenkstätte am Zwangsar-
beiterlager wird geprüft
Im Gremberger Wäldchen befand 
sich zwischen 1942 bis 1945 das 
einzige „Krankensammellager“ für 
Zwangsarbeiter*innen im Rheinland. 
Dieser Ort ist in der heutigen Stadt-
gesellschaft kaum bis gar nicht be-
kannt und nur wenig erforscht. Die 
Initiative „AG Bodendenkmal“ hat 
den Erhalt des Bodendenkmals und 
die Einrichtung einer Gedenkstätte 
zum Ziel.

Die Linke hatte die Initiative er-
griffen und alle demokratischen 
Fraktionen im Kulturausschuss zu 
einem gemeinsamen Antrag, der be-
schlossen wurde, vereint. Nun wird 
die Verwaltung prüfen, wie die Aus-
gestaltung eines würdigen Gedenk-
ortes aussehen könnte und wie 
hoch die Kosten für die Herrich-
tung und das Betreiben sind. Dabei 
sind unbedingt zwei Aspekte zu be-
rücksichtigen: Die räumliche Lage 
des „Krankensammellagers“ soll zur 
Gänze kenntlich gemacht werden. 
Der Ort soll zu einer Gedenkstät-
te entwickelt werden, die die Men-
schen begehen, und dessen Ge-
schichte sie dort erfahren können.

Allein in Köln waren, wenn man 
eine gewisse Fluktuation berück-
sichtigt, während der Jahre 1939 bis 
1945 schätzungsweise 100.000 aus-
ländische Arbeitskräfte eingesetzt. 
Das „Krankensammellager“ war auf-
grund der schlechten medizinischen 
Versorgung und der sich rasch ver-
breitenden Seuchen bald als »Ster-
belager« berüchtigt. Während im 
vorderen Teil die weniger schweren 
Krankheitsfälle untergebracht wa-
ren, waren die hinteren Baracken für 
schwerstkranke und aufgrund einer 
Tuberkulose- und Typhus-Erkran-
kung zumeist hochansteckenden In-
sassen bestimmt, die dort in aller 
Regel, auch wegen der mangelhaf-
ten Versorgung, starben. 

Den Nachforschungen des NS-
Dokumentationszentrums ist es zu 
verdanken, dass wir wissen, dass 
dieses Lager über eine Entbin-
dungsstation verfügte und hier 77 
Kinder geboren wurden. 

Am 8. April 1945 versuchten die 
Nationalsozialisten alle Spuren ih-

rer Gräueltaten zu verwischen und 
räumten auch das Lager im Grem-
berger Wäldchen wegen angebli-
cher „Seuchengefahr“. Ein Mob aus 
NS-Funktionären, Männern aus dem 
Volkssturm und der Hitlerjugend feu-
erte wahllos in die Baracken. 

In der Nähe des ehemaligen 
„Krankensammellagers“ befindet 
sich ein eingefriedeter Bereich, der 
seit den 1980er Jahren als Mahnmal 
für die Toten des Lagers gestaltet 
ist. Dieses Mahnmal ist wichtig, gibt 
aber wenig Auskunft über die grau-
envolle Geschichte des „Kranken-
sammellagers“.

Wenn das Konzept der Verwal-
tung fertig ist, werden wir erneut eine 
Mehrheit dafür finden müssen, die 
Gedenkstätte zu beschließen und 
vor allem die Gelder dafür freizuge-
ben. Es gibt also noch einiges zu 
tun. Bald werden die letzten Zeitzeu-
gen des Nationalsozialismus verstor-
ben sein. Umso wichtiger ist es nun, 
die letzten authentischen Orte zu er-
halten und weiterzuentwickeln, um 
den Opfern der Vergangenheit wür-
dig zu gedenken, aber auch als Mah-
nung vor menschenverachtenden 
und totalitären Ideologien für unsere 
Gegenwart und Zukunft.

Knut Scholz, Elisabeth Lange

StadtAG Behindertenpolitik

Für ein Recht auf analog
Die Digitalisierung ist in vielen Berei-
chen sinnvoll und erleichtert unse-
ren Alltag. Sie wird vielerorts voran-
getrieben. Wir alle profitieren davon.
An immer mehr Stellen werden wir 
aber genötigt, uns online zu regis-
trieren oder eine App herunterzu-
laden. Und das nicht nur bei kom-
merziellen 
Freizeitange-
boten, sondern 
auch in Berei-
chen der Da-
seinsvorsor-
ge. So hat die 
Deutsche Post 
DHL Group die 
Technik der 
Packstatio-
nen so umge-
stellt, dass man 
dort kein Pa-
ket mehr ohne 

Smartphone und Nutzung der Post 
& DHL App abholen kann. Und der 
Zwang nimmt zu, Arzttermine über 
die Plattform des Unternehmens 
Doctolib zu vereinbaren.

Der um sich greifende Digital-
zwang bereitet Menschen mit Be-
hinderung Probleme, zudem allen 
Menschen, die die entsprechende 
Technik nicht nutzen können oder 
sich kein Smartphone leisten kön-
nen. Gefordert wird daher ein Ver-
bot, Menschen bei der Grundversor-
gung zu benachteiligen, wenn sie 
ein bestimmtes Gerät oder eine di-
gitale Plattform nicht nutzen. Denn 
das Wahrnehmen von Grundrech-
ten, die Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben und die Nutzung öffent-
licher Infrastruktur darf nicht davon 
abhängig sein, dass wir Internet ha-
ben, ein Smartphone bei uns tra-
gen oder eine bestimmte App instal-
lieren.

Auch wer selber gerne die Tech-
nik nutzt, sollte sich trotzdem dafür 
einsetzen, dass es stets eine nicht-
digitale Alternative gibt. Daher hat 
die Fraktion Die Linke der Stadt-
verwaltung einige Fragen gestellt. 
So wollten wir wissen, ob es städti-
sche Dienstleistungen gibt, die be-
reits heute nur digital genutzt wer-
den können, und welche Planungen 
die Stadtverwaltung hier hat.

Die Stadtverwaltung hat uns aus-
führlich geantwortet. Und die Ant-
worten nehmen uns erst einmal un-
sere Sorgen um die Beschränkung 
von Teilhabemöglichkeiten. Es gibt 
keine städtischen Dienstleistungen, 
die nur digital genutzt werden kön-
nen, und solches ist auch nicht ge-
plant. Überhaupt ist die Stadtver-
waltung für das Thema sensibilisiert 
und gut informiert.

Hans Günter Bell

Aus den Ausschüssen

Foto erstellt mit Chat GPT
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Unsere sechsköpfige Fraktion streitet für ein solida-
risches Köln, für soziale und politische Grundrech-
te für alle und für ein Köln des sozialen und ökologi-
schen Politikwechsels.

Für diesen Politikwechsel gibt es im Rat keine Mehrheit. 
Das Bündnis aus Grünen, CDU und volt bestimmt ge-
meinsam mit der Oberbürgermeisterin die Politik. Den-
noch ist es uns gelungen, einige Dinge in Bewegung zu 
bringen und Forderungen durchzusetzen. 

Das sind nicht allein unsere Erfolge. Das sind Er-
folge, die wir durch enge Kontakte mit der Stadtge-
sellschaft, durch unsere Teilnahme an Initiativen und 
Bündnisse und unserer Unterstützung von Protesten er-
reichen konnten. 

Das bestätigt: Eine solidarische Stadt braucht die 
Kompetenz und das Engagement der Vielen.

Politik während der Corona-Pandemie
Aus heutiger Sicht ist es fast unwirklich, unter welche 
Bedingungen zu Beginn der Wahlperiode während der 
Corona-Pandemie gearbeitet werden musste.
Während der Pandemie war die Stadtverwaltung in Ver-
suchung, allein zu handeln: wir haben immer darauf be-
standen, die demokratischen Gremien nicht als schmü-
ckendes Beiwerk zu betrachten. Unter Beachtung der 
Corona-Regeln haben die Gremien des Rates – auch 
auf unser beständiges Drängen hin – so weit wie mög-
lich getagt und ihre Aufgaben erfüllt.

Für ein solidarisches Köln: sozial und ökologisch
Erfolge der Linksfraktion in der Wahlperiode 2020-2025

Arbeitsschwerpunkte der Fraktion

Wohnungspolitik
Köln braucht kommunalen Wohnungsbau: In der Dis-
kussion um die Wohnungspolitik werben wir bestän-
dig für einen höheren Anteil geförderter Wohnungen 
(mindestens 75 Prozent). Und damit diese Wohnungen 
dauerhaft einer Mietpreis- und Belegungsbindung un-
terliegen, fordern wir eine kommunale Wohnungsbau-
gesellschaft. Sie soll diese Wohnungen bauen. Damit 
konnten wir uns im Rat bisher nicht durchsetzen, erfah-
ren aber in der Öffentlichkeit viel Zuspruch.

Mieter*innen vor Verdrängung schützen: In zahlrei-
chen Kölner Wohnquartieren sind Mieter*innen von Ver-
drängung bedroht. Wir wollen diese Verdrängung ver-
hindern. Dies wollen wir durch die Ausweisung weiterer 
Sozialer Erhaltungssatzungen erreichen. Zuletzt wurde 
mit unseren Stimmen eine Soziale Erhaltungssatzung 
für Kalk beschlossen. Das ist ein richtiger Schritt. Das 
reicht aber nicht. Wir wollen erreichen, dass 25 Prozent 
der Kölner*innen in Gebieten mit einer Sozialen Erhal-
tungssatzung wohnen.

Wohnen in Chorweiler-Mitte und Seeberg: In Chor-
weiler-Mitte und Seeberg gibt es Wohnungen, die in ei-
nem katastrophalen Zustand sind: Aufzüge funktionie-
ren nicht, Heizungen fallen aus, es gibt kein warmes 
Wasser, Wände schimmeln. Wir haben das aufgegriffen 
und Mieter*innen in das Rathaus eingeladen, um hier 
auf ihre Situation aufmerksam zu machen. Es hat sich 
dann ein Arbeitskreis gebildet, in dem Gemeinwesenar-
beiter*innen, Stadtverwaltung, Parteien und betroffene 
Mieter*innen über die Wohnverhältnisse gesprochen ha-
ben. Zeitweise hat auch die Wohnungsverwaltung teil-
genommen. Nachdem einige Verbesserungen erzielt 
worden sind, sollen die Wohnungen nun weiterverkauft 
werden. Wir fordern, dass die Stadt die Wohnungen 
kaufen und in einen ordentlichen Zustand bringen soll.

Mietwucher: Der Kölner Wohnungsmarkt ist ange-
spannt. Das nutzen einige Vermieter*innen aus und 
bereichern sich mit überhöhten Mieten. Auf unsere 
Initiative hin hat der Rat die Erstellung eines Mietwu-
cher-Rechners beschlossen, mit dem die Mieter*innen 
ihre Miethöhe überprüfen können. Ist die Miete über-
höht, können sie sich an das Wohnungsamt wenden, 
das dann eine Absenkung der Miete einfordern wird. So-
lange es diesen städtischen Mietwucher-Rechner noch 
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nicht gibt, hilft der Mietwucher-Rechner der linken Bun-
destagsfraktion.

Obdachlosigkeit – Hilfe statt Verdrängung: Öffentli-
che Räume und Stadtmöbel sind oftmals so gestaltet, 
dass der Aufenthalt von Obdachlosen verhindert wird. 
Gegen diese ausgrenzende Architektur haben wir in ei-
ner Kampagne protestiert. Sie hat viel öffentliche Auf-
merksamkeit bekommen, in mehreren Zeitungen und 
anderen Medien wurde berichtet. Als dann die Oberbür-
germeisterin ankündigte, die Präsenz von Obdachlosen 
im Umfeld des Doms verringern zu wollen, haben wir 
das im Rat kritisiert. Es wurde dann beschlossen, dass 
eine ausgrenzende Architektur vermieden wird und zu-
sätzliche Aufenthaltsräume für obdachlose Menschen 
geschaffen werden sollen.

Verkehrspolitik
Nulltarif für Bus und Bahn! Kein Nulltarif, aber doch 
eine wesentliche Vergünstigung für die Nutzer*innen des 
öffentlichen Personenverkehrs ist das Deutschlandticket. 
Wir waren im Rat an einem Beschluss zur Sicherung der 
Finanzierung des Deutschlandtickets beteiligt.

U-Bahn-Wahnsinn stoppen! KVB ausbauen! Wir ha-
ben wesentlich zur Bildung des Bündnisses „Verkehrs-
wende Köln“ beigetragen. Gemeinsam mit diesem 
Bündnis haben wir gegen den Bau der U-Bahn auf der 

Ost-West-Achse protestiert und Alternativen aufgezeigt. 
Unser Vorschlag: eine Kapazitätserhöhung mittels Takt-
verdichtung und 60-Meter-Bahnen.

Lebenswerte Lux! Wir unterstützen den 5-Punkte-Plan 
der IG Lux. Auf der Luxemburger Straße soll der Verkehr 
beruhigt und die Sicherheit der nichtmotorisierten Ver-
kehrsteilnehmer*innen erhöht werden.

Bürgersteige! Gemeinsam mit den Behindertenverbän-
den haben wir die Außengastronomie auf den Bürger-
steigen begrenzt. Somit haben Fußgänger*innen mit und 
ohne Handicap künftig mehr Platz auf dem Bürgersteig.

Schulwegsicherheit: Mit Anfragen haben wir die Ein-
richtung von Schulstraßen, die zeitweise Sperrung von 
Schulwegen für den PKW-Verkehr und die Erstellung 
von Schulwegplänen in die politische Debatte getragen 
– Themen, die auch von anderen Fraktionen aufgegrif-
fen wurden und von der Verwaltung bearbeitet werden.

Gleichwertige Lebens-
verhältnisse in den 
Veedeln
Aufsuchende Impfstrategie in benachteiligten Stadt-
teilen: Auf unsere Initiative hin hat der Rat die Unter-
stützung von benachteiligten Stadtteilen in der Corona-
Pandemie beschlossen. Das Gesundheitsamt begann 
daraufhin mit Unterstützung der Feuerwehr mit dezent-
ralen Impfaktionen in Chorweiler und am Kölnberg.

Unhaltbare Toilettensituation am Wiener Platz: Wäh-
rend der Corona-Pandemie konnten Obdachlose über 
Monate am Wiener Platz keine Toilette mehr benutzen, 
weil das Bezirksrathaus für den Publikumsverkehr ge-
sperrt war. Wir konnten erreichen, dass Toilettencontai-
ner aufgestellt wurden. Sie sind inzwischen durch zwei 
stationäre Toiletten ersetzt worden.

Rattenplage am Kölnberg: Eine Rattenplage gefährdete 
die Gesundheit der Bewohner*innen des Kölnbergs in Me-
chenich. Wir haben einen Runden Tisch durchgesetzt, an 
dem die sozialen Einrichtungen und Initiativen im Stadtteil, 
die zuständigen Ämter der Stadtverwaltung und die Woh-
nungsverwaltungen der Wohnanlage miteinander gespro-
chen haben. Es wurden dann tatsächlich Maßnahmen er-
griffen, die die Rattenplage beendet haben.

Versorgung mit  
Gesundheitsdienst-
leistungen
Erhalt aller drei Standorte der Städtischen Kliniken: 
Auch wenn es inzwischen einen Beschluss zur Schlie-
ßung der städtischen Krankenhäuser in Holweide und 
der Kinderklinik Amsterdamer Straße gibt: Wir kämpfen 
weiter für den Erhalt aller drei Standorte! In zahlreichen 
Ständen und Aktionen haben wir Unterschriften dage-
gen gesammelt und uns auch am Bürgerbegehren ge-
gen die Schließung beteiligt, das aber leider nicht erfolg-
reich war.
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Schwangerschaftsabbrüche: In Köln gibt es zu wenig 
Plätze für Schwangerschaftsabbrüche. Die Städtischen 
Kliniken führen Abbrüche nach medizinischer Indikati-
on durch. Wir wollen sie verpflichten, auch Schwanger-
schaftsabbrüche ohne Gefahr für das Leben der Mutter 
durchzuführen. Für unsere Forderung fanden wir bisher 
allerdings keine Mehrheit. Wir bleiben dran!

Cannabis-Modellkommune: Wir konnten eine Mehr-
heit dafür finden, dass Köln sich als Cannabis-Modell-
kommune bewerben soll. Das heißt: die Verwaltung soll-
te u. a. den schnellen Einstieg in Cannabisabgabestellen 
vorbereiten, sobald Phase II der Legalisierung beginnt. 
Im Moment ist aber unklar, welchen Weg die neue Bun-
desregierung einschlagen wird. Deswegen liegt das Pro-
jekt auf Eis.

Gute Bildung für Alle
Lernbedingungen in Zeiten von Corona: Der Schul-
ausschuss hat sich mit der Frage beschäftigt, was die 
Kommune für bessere Lernbedingungen in Zeiten von 
Corona tun kann. Unsere Vorschläge, z. B. die Anmie-
tung von Räumen im Umfeld von Schulen, die zusätzli-
che Beschäftigung von erwerbslosen Museums-, The-
ater-, Sport-, Musikpädagog*innen oder die bessere 
Ausstattung von Schulen in benachteiligten Stadtteilen, 
wurden angenommen.

Ausbauprogramm für Gesamtschulen: Wir fordern 
seit langem ein Ausbauprogramm für Gesamtschulen. 
Seit einigen Jahren werden tatsächlich wieder neue Ge-
samtschulen gebaut. Aber das reicht nicht aus. Die Zahl 
der Ablehnungen bleibt hoch. CDU und Grüne wehren 
sich zudem vehement dagegen, Hauptschulen umzu-
wandeln. Sie wollen den Gymnasien die Möglichkeiten 
erhalten, Kinder von der Schule zu werfen. Daher haben 
sie wiederholt unsere Anträge abgelehnt, in Neubrück 
eine Gesamtschule zu gründen.

Gebühren: Im letzten Haushalt wurde endlich eine alte 
Forderung der Linken erfüllt: Kitas und Offenen Ganz-
tagsgrundschulen sind jetzt für Eltern gebührenfrei, 
wenn diese bis zu 3.000 Euro im Monat verdienen. Vor-
her lag die Bemessungsgrenze bei etwas über 1.000 
Euro im Monat.

Umwelt- + Klimapolitik
Abriss-Moratorium: Die Bauwirtschaft hat einen enor-
men Ressourcen- und Energieverbrauch. Wir haben uns 
daher das von Architects for Future, Bund Deutscher Ar-
chitektinnen und Architekten BDA, Deutsche Umwelthil-
fe u. a. geforderte Abriss-Moratorium zu eigen gemacht. 
Nicht der Erhalt von Gebäudestrukturen soll erklärungs-
bedürftig sein, sondern ihr Abriss. Nach langen Diskus-
sionen, wiederholten Vertagungen und mehreren Work-
shops hat der Bauausschuss dann schlussendlich eine 
abgeschwächte Fassung unseres Antrags beschlossen. 
Die Verwaltung wurde beauftragt, bei Entscheidung über 
den Abriss eines städtischen Bestandsgebäudes ver-

stärkt eine lebenszyklusorientierte und nachhaltige Nut-
zungsperspektive zu beachten.

Artenreiche Wiesen: Über mehrere Jahre hinweg ha-
ben wir durch vor Ort Besuche, Nachfragen und Anträge 
das Thema „artenreiche Wiesen“ zur Sprache gebracht. 
Das derzeitige Ergebnis ist zwar noch nicht optimal und 
sowohl Einwohner*innen als auch städtische Mitarbei-
ter*innen tun sich damit noch etwas schwer, aber erste 
schöne Ergebnisse sind im gesamten Stadtgebiet zu fin-
den.

Verpackungssteuer: Den Antrag zu Verpackungssteuer 
(inklusive sozialer Komponente) hatten wir vor allen an-
deren ins Ratssystem eingegeben, aber das Mehrheits-
bündnis im Rat kam uns dann doch mit einem eigenen 
Antrag zuvor. Aber wichtig ist, dass eine Verpackungs-
steuer (leider ohne soziale Komponente) beschlossen 
wurde.

Demokratie stärken!
Gemeinschaftsunterkunft Herkulesstraße: Auf unser 
beharrliches Drängen hin wurde beschlossen, die An-
zahl der in Notunterkünften lebenden Bewohner*innen 
planmäßig zu verringern und Risikogruppen und vulne-
rable Personen vorrangig in anderen Unterkünften unter-
zubringen.
 
Geflüchtete aus Seenotrettung aufnehmen: Eben-
so haben wir dazu beigetragen, dass die Stadt eine Pa-
tenschaft für das Rettungsschiff Alan Kurdi übernommen 
hat. Außerdem hat der Rat beschlossen, über das Kon-
tingent hinaus Geflüchtete aus der Seenotrettung in Köln 
aufzunehmen. Dieser Beschluss wurde allerdings durch 
den damalige NRW-Flüchtlingsminister unterlaufen.

Gedenkstätte zum „Krankensammellager“ am Grem-
berger Wäldchen: Auf unsere Initiative hat der Kultur-
ausschuss eine Gedenkstätte zum sog. „Krankensam-
mellager“ am Gremberger Wäldchen beschlossen. Wir 
konnten alle demokratischen Fraktionen hinter diesen 
Antrag versammeln. Zukünftig wird dann nicht nur eine 
Gedenktafel an den Ort erinnern, an dem Zwangsarbei-
ter*innen gequält und getötet wurden, sondern ein Ort 
des Erinnerns und des Lernens.

Haushalt: Kürzungen verhindern!
Ein ständiges Thema war die miserable Haushaltlage 
der Stadt und deren Folgen für die Kölner*innen. Zu den 
Haushaltsentwürfen 2022 und 2025 haben wir jeweils In-
itiativen-Anhörungen durchgeführt und darauf aufbau-
end dann Änderungsanträge zum Haushaltsentwurf der 
Kämmerin eingebracht.
Aus der Opposition heraus konnten wir einen Fonds 
durchsetzen, aus dem in der Corona-Pandemie Trägern 
die steigenden Personal- und Energiekosten refinan-
ziert wurden. Dieser Strukturförderfonds besteht bis heu-
te weiter. 
Wir sind auch immer eine laute Stimme gegen Kürzun-
gen gewesen, haben diese öffentlich gemacht und skan-
dalisiert. So haben wir den letzten Haushaltsentwurf als 
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„antifeministischen Haushalt“ kritisiert und konnten dazu 
beitragen, einige Kürzungen abzuwenden.

Die Stadt Köln ist strukturell unterfinanziert. Immer wie-
der werden ihr neue Aufgaben übertragen, ohne ihr die 
zur Aufgabenerledigung erforderlichen Mittel zu geben. 
Auf unsere Initiative hin hat der Rat einen Appell an die 
Bundesregierung beschlossen: „Kommunen brauchen 
eine Zukunft mit höheren Einnahmen und Steuerantei-
len!“.

Unsere Veranstaltungen
2021
Juni: Ratschlag „Lebenslagenbericht“
September: Initiativen-Anhörung zum Haushalt
November: Ratschlag „Kinderarmut“
2022
Januar: Ratschlag „Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
Berlin und Köln“
März: Ratschlag „Wohnungspolitik des Landes NRW“
Juni: die Wiener Architektin, Stadtplanerin und Aktivis-
tin Gabu Heindl stellte ihr Buch „Stadtkonflikte. Radikale 
Demokratie in Architektur und Stadtplanung“ vor
September: Initiativen-Anhörung zum Haushalt
2023
Februar: Ratschlag „Bürger- und Sozialraumorientierung 
in Köln“
März: Ratschlag „Road-Map des Bündnis Verkehrswen-
de Köln“
April: Veranstaltung „Verkehrswende? Geschlechterge-
recht!“
November: Tagung „Wärmewende sozial gestalten“
2024
März: Ratschlag „Brauchen wir Stadtteilgesundheitszen-
tren?“

Oktober: Ratschlag „Benachteiligte Stadtteile“
November: Initiativen-Anhörung zum Haushalt
Dezember: Ratschlag „Kahlschlag verhindern“
2025
April: Ratschlag „Kirchenasyl“
Juni: Stadtteilrundgang zur Lebenssituation von Kindern 
und Jugendlichen in Chorweiler

Mitarbeiter*innen der Fraktion
Hans Günter Bell (Geschäftsführer), Michael Weisens-
tein (Geschäftsführer), Bert Bronisz, Heinz-Peter Fi-
scher, Isabel Gerken, Andrea Kostolnik

Mitglieder der Fraktion Die Linke im Rat der Stadt Köln
Güldane Tokyürek, Heiner Kockerbeck, Uschi Röhrig, Michael Weisenstein, Sarah Niknamtavin, Jörg Detjen

25 Jahre Die Linke  
im Rat der Stadt Köln

1999:
Rot ins  
Rathaus

PDS
Offene Liste

25 Jahre Die Linke.indd   125 Jahre Die Linke.indd   1 04.07.2024   14:50:3204.07.2024   14:50:32
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„Weg frei für neues Crack-Zentrum 
… Selten ist im Frankfurter Römer 
so vehement um ein Vorhaben ge-
rungen worden wie am Donners-
tagabend um das geplante Crack-
Suchthilfezentrum in der Nähe des 
Hauptbahnhofs.“ FAZ, 5.7.2025

Was in Frankfurt geht, sollte doch 
auch in Köln möglich sein?  
Im Folgenden eine Zusammen-
fassung der Kölner Ereignisse in 
den letzten Wochen.

24. Juni: Zu einer Diskussion über 
die Kölner Drogenpolitik hatte der 
Kölner Presseclub im schönen 
Schalterraum der Kölner Kreisspar-
kasse geladen. Es gab einen Im-
pulsvortrag zum Vier-Säulen-Modell 
im Umgang mit offenen Drogensze-
nen, Crack und Fentanyl in Zürich 
mit Prof. Dr. phil. Michael P. Schaub. 
Er berichtete sehr anschaulich, dass 
Zürich mit ca. 250.000 Einwohnern 
drei Einrichtungen für Drogenabhän-
gige betreibt, in einer Kombination 
von Drogenkonsumraum getrennt 
vom Mikro-Handel mit Drogen, Ta-
geseinrichtung und Wohnen. Ins-
gesamt finanziert die Stadt Zürich 
dafür 14 Stellen, teilweise Halbtags-
stellen. 

Es knisterte beim Kölner Bürger-
tum, das zu der Veranstaltung ge-
kommen war und zumeist am Neu-
markt oder der Innenstadt wohnt. 
Die Podiumsdiskussion mit Stadtdi-
rektorin Andrea Blome, Polizeiprä-
sident Hermanns und Isabel Aplari-
us-Hanstein, Kunsthaus Lempertz, 
brachte eine Lösung nicht näher, 
weil sich Stadt und Polizei rausrede-
ten und keine realen Möglichkeiten 
aufzeigten, wie das Züricher Modell 
in Köln umsetzbar ist. Der Polizei-
präsident tritt zwar für eine Lega-
lisierung von staatlich-kontrollier-
ter Heroinabgabe ein, was rechtlich 
vom Bund untersagt wird, gleichzei-
tig will er ein großes Suchtzentrum 
nicht am Neumarkt haben, sondern 
„weit weg“. Über so viel Unverstand 
musste sogar Prof. Schaub schmun-
zeln. Die Stadtdirektorin machte in 
der Diskussion keinen guten Ein-
druck, weil sie die Verhältnisse be-
schönigte und meinte die „Politik 
muss handeln“. Die Stimmung im 
Saal war: So machen wie in Zürich.

30. Juni: Die Bezirksvertretung Eh-
renfeld fasste einen Beschluss, in 
dem sie den Sozialausschuss, den 
Gesundheitsausschuss und den zu-
ständigen Dezernenten Dr. Rau auf-
forderte, sich um die Kölner Drogen-
politik als Ganzes kümmern. Es sei 
offensichtlich, dass es eine Verdrän-
gung Drogenabhängiger vom Neu-
markt nach Ehrenfeld gäbe, aber es 
würde keine Lösung des Gesamt-
problems angepackt. Mit einer ähnli-
chen Problematik hatte sich die Be-
zirksvertretung Innenstadt befasst 
und die prekäre Lage am Friesen-
platz, wo hunderte von Schülerinnen 
und Schülern verkehren, kritisiert.

2. Juli: Der Kölner Stadt-Anzei-
ger interviewt Prof. Daniel Deimel 
und titelt „Crack löst Heroin als do-
minierende Droge ab“: „Für Dani-
el Deimel, einen der Studienauto-
ren, ist die rapide Zunahme des 
Crack-Konsums ein Hauptgrund für 
die Verelendung und die zunehmen-
den Konflikte im öffentlichen Raum. 
,Die Hilfesysteme sind darauf nicht 
vorbereitet‘ sagt er. Am Neumarkt 
brauche es etwa einen großen Dro-
genkonsumraum, mit Verweilmög-
lichkeiten und psychosozialen Be-
treuungsangeboten. Deimel fordert 
auch, dass der Kleinhandel in Kon-
sumräumen toleriert wird, ähnlich 
wie dies in Zürich praktiziert wird. 
,So sorgen wir dafür, dass die Kon-
sumenten die Räume dauerhaft nut-
zen, und der Sozialraum drumher-
um entlastet wird.‘“

2. Juli: Öffentliche 
Fraktionssitzung der 
Linken mit Prof. Da-
niel Deimel und Prof. 
Thomas Münch über 
die aktuelle Lage. 
Prof. Deimel stellte 
seine Untersuchun-
gen noch mal dar und 
sagte uns: Die Ver-
bindung zwischen 
Drogenpolitik und 
Wohnungs- und Ob-
dachlosenpolitik ist 
offensichtlich. Sie hätten an Fällen 
von Drogenabhängigen, die durch-
schnittlich 6 Jahre Gefängnis hin-
ter sich hatten, untersucht, dass die 
Personen, die eine Wohnung hat-

ten, nicht wieder ins Gefängnis ge-
kommen sind. Dies konnte Prof. 
Thomas Münch bestätigen, der 
sich in Köln seit Jahren für das Pro-
jekt „Housing-First“ engagiert, aber 
bisher nicht entscheidend weiter-
kommt. Köln braucht auch ein Kon-
zept von „Tagesruhe-Betten“.

Prof. Deimel und Prof. Münch 
appellierten an die Fraktion, prag-
matische Lösungen gemeinsam mit 
anderen demokratischen Fraktio-
nen, der Verwaltung und der Stadt-
gesellschaft zu suchen.

4. Juli: Der Stadtrat beschließt un-
ter dem Top 10.63, eine Eilvorla-
ge, die die Schaffung einer Sozia-
len Wohnraumagentur, befristet auf 
drei Jahre, vorsieht. Die jährlichen 
Kosten liegen bei ca. 850.000 Euro. 
Dies ist ein Baustein des Kölner Ob-
dachlosenkonzepts des Stadtrats 
mit einem gesamten Kostenrahmen 
von ca. 5,2 Mio. Euro.

Fazit: Es liegt auf der Hand, was zu 
tun ist: Köln braucht mehrere große 
Suchthilfezentren: Eine Kombination 
von Drogenkonsumraum getrennt 
vom Mikro-Handel mit Drogen, Ta-
geseinrichtung mit Tagesruhe-Bet-
ten und Wohnungen. Wenn Zürich 
drei Suchthilfezentren hat, braucht 
Köln doch einige mehr. Stadtrat, 
Verwaltung und Polizei müssten 
jetzt schnell handeln und einige 
Millionen Euro in die Hand nehmen.

Jörg Detjen

Was Frankfurt kann, sollte Köln doch schaffen?

Deimel, D., Ferl, L., Gille, C., Mühlen, A., van Rießen, A., 
Schmitz, H., & Scholten, L. (2025). Offene Drogenszenen 
in NRW 2024. Einblicke in Lebenslagen, Konsum und 
Nutzung von Hilfsangeboten in Düsseldorf, Essen, Köln 
und Münster. Pabst Science Publishers.
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Mit den Stimmen von Grünen, SPD, 
Die Linke, FDP und Klimafreude 
wurde die Verwaltungsvorlage zur 
Aufstockung des Mietvertrags für 
das ehemalige Kaufhof-Verwaltungs-
gebäude am 4. Juli im Rat vertagt. 
Die CDUler machten lange Gesich-
ter. Das Misstrauen gegenüber dem 
Baudezernenten und CDU-OB-Kan-
didaten wird immer größer. Auch die 
Presse veröffentlichte zahlreiche kri-
tische Artikel.

Worum geht es? Die Stadt hatte 
2022 einen Mietvertrag über 45.000 
Quadratmeter Büroraum mit der Im-
mobilienfirma Swiss Life bis zum 
Jahr 2045 über 300 Millionen Euro 
geschlossen. Im Mietpreis waren 27 
Millionen Euro für Umbaukosten ent-
halten. Die neue Vorlage sieht eine 
Erhöhung der Kosten um 50 Millio-
nen Euro sowie eine Verlängerung 
des Vertrags bis 2050 vor.

Beim alten Vertrag sollten die 
Feuerwache I und die Kunst- und 
Museums-Bibliothek als Interimslö-
sung integriert werden. Beides ist 
jetzt nicht mehr möglich.

Die Ratsmitglieder Michael Wei-
senstein und Jörg Detjen haben Ak-
teneinsicht genommen. Die Linke 
Ratsfraktion hat einen Änderungs-
antrag über ein Vorkaufsrecht einge-
bracht und erklärt:

„Das Rechnungsprüfungsamt 
hat das Fehlen eines Gesamtkon-
zepts für die Anmietung städtischer 
Räume kritisiert. Wir von der Frak-
tion Die Linke würden einen Neu-
bau favorisieren und in der aktuellen 
Lage mindestens ein Vorkaufsrecht 
im Vertrag verankert sehen, damit 
die Stadt langfristig planen kann und 
sich die hohen Mieten und Umbau-
kosten rechnen. Ohne unseren An-
trag nach Vorkaufsrecht im Grund-
buch keine Zustimmung!

Einem Interim für die Feuerwehr 
in der Löwengasse werden wir zu-
stimmen, weil die Feuerwehr dies in-
zwischen favorisiert.“

Wie es weitergeht, ist völlig un-
klar, da die Stadt bereits einen Miet-
vertrag geschlossen hat. Immer of-
fensichtlicher wird, dass die Stadt 
Köln bei großen Projekten gene-

rell selber kaufen oder bauen sollte. 
Ende letzten Jahres wurde ein neu-
es Bürohaus am Bahnhof Deutz für 
290 Mio. Euro gekauft. Für 25 Jahre 
Miete von über 300 Mio. Euro ohne 
Vorkaufsrecht – das geht nicht!

Jörg Detjen

Immobilien-OB-Kandidat Greitemann sieht alt aus

In der letzten Ratssitzung fiel ein 
FDP-Antrag durch, der vorgab, die 
Partizipation von jungen Menschen 
zu erhöhen, in Wirklichkeit aber ein 
Arbeitsbeschaffungsprogramm für die 
ohnehin überlastete Verwaltung war. 
Ein Bürokratieaufbauprogramm der 
selbst ernannten Bürokratieabbauer. 

Viele teilen den Wunsch, junge 
Menschen stärker an die Politik he-
ranzuführen. Die große Frage aber 
ist: Wie kann das gelingen? Unsere 
Antwort darauf ist: So nicht. 

Beteiligungsverfahren für junge 
Menschen sind immer dann erfolg-
reich, wenn sie in ihren Lebenswel-
ten vorkommen. Für die ganz Klei-
nen ist das die Spielplatzplanung, 
wobei sie beim Spielen auf dem 
Spielplatz angesprochen werden.

Für Jugendliche sind das Beteili-
gungsverfahren, die in den Jugend-
zentren und Jugendeinrichtungen 
stattfinden. Oder der sehr erfolgreich 
gelaufene Veedels-Check in Mül-
heim und Nippes, bei dem Jugendli-

che u. a. von jungen Menschen auf 
zentralen Plätzen im Veedel ange-
sprochen wurden. 

Der FDP-Antrag wollte, dass ne-
ben der Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei städtischen Vorhaben eine Ju-
gendbeteiligung stattfindet. Entwe-
der entwickelt man dazu ein eigenes 
Instrument, das z. B. in den Jugend-
einrichtungen angesiedelt ist. Dazu 
reicht der Antrag aber nicht aus. Da-
vor muss das konzeptionell durch-
dacht und geplant werden und wir 
brauchen eine Debatte dazu im Ju-
gendhilfeausschuss und müssen 
entsprechende Gelder bewilligen. 

Oder es wird eine Kopie der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung für Erwach-
sene. Dass wir damit Jugendliche in 
einem nennenswerten Umfang er-
reichen, glauben wir nicht. Für die 
Verwaltung wäre es aber viel zu-
sätzliche Arbeit. Diese Personalres-
sourcen würden wir lieber in einer 
Ausweitung des Veedels-Check se-
hen. Das ist für uns ein Beteiligungs-

format, mit dem man wirklich Ju-
gendliche erreicht. 

Für die ganz engagierten Jugend-
lichen besteht ja schon jetzt die Mög-
lichkeit, sich einzubringen. Schon jetzt 
können Einwohner und Einwohnerin-
nen die Durchführung einer Öffent-
lichkeitsbeteiligung vorschlagen. Auf 
den Seiten der Stadt Köln ist dazu 
keine Altersbegrenzung angegeben. 
Da man ab 16 wahlberechtigt für die 
Kommunalwahlen ist, dürfte es aber 
auf alle Fälle ab 16 möglich sein, sich 
hier zu beteiligen.

Verabschiedet wurde ein Ände-
rungsantrag des Bündnisses. Der er-
setzte den untauglichen Antrag mit 
dem Status Quo. Auch der ist nicht 
der Endpunkt der Entwicklung, an 
dem wir wunschlos glücklich sind. Er 
ist aber immer noch besser als teu-
re und untaugliche Symbolpolitik zu 
beschließen, um sich im Wahlkampf 
den Anschein von Sorge um Ju-
gendinteressen zu geben.

Heiner Kockerbeck

Jugendbeteiligung: 

Untaugliche Symbolpolitik der FDP verhindert 

Am 2. Juli führten der DGB eine Konferenz 
zu ihren kommunalpolitischen Positionen 
zu städtischen Beteiligungsunternehmen 
durch. Es gab eine spannende Diskussion 
mit den Kolleginnen und Kollegen.
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Die Aufregung in den Medien und 
der Stadt war groß: Die Kölner Spiel-
plätze werden in „Spiel- und Akti-
onsflächen“ umbenannt; die Schil-
der dazu ausgetauscht. Die „Welt“ 
skandalisierte den Vorgang; der 
CDU Fraktionsgeschäftsführer Kie-
nitz nannte es einen “Schildbürger-
streich“; Oberbürgermeisterin Reker 
wollte den Vorgang im Rat neu ent-
scheiden lassen. Das Wutgeheul be-
tonte auch immer wieder die „lee-
ren Kassen“, die „Verschwendung“ 
durch neue Schilder noch dämoni-
scher erscheinen lassen. 
Aber was war passiert?
Im September 2023 beantragten 
Grüne und CDU im Jugendhilfeaus-
schuss, die Verwaltung solle zusam-
men mit Kindern und Jugendlichen 
ein neues Spielplatzschild entwi-
ckeln. Im Beschlusstext heißt es: 
„…Spielplätze in Köln, die für Kin-
der und Jugendliche da sind. Die oft-
mals veralteten Schilder geben dies 
jedoch nicht wieder und suggerie-
ren, dass es sich lediglich um „Kin-
derspielplätze“ handele, die nicht 
von Jugendlichen genutzt werden 
dürfen. Sie laden nicht ein, betonen 
die Verbote und führen zu Konflikten 

auch mit Erwachsenen. Kinder und 
Jugendliche wünschen sich hier eine 
Verbesserung.“

Das leuchtete nicht nur uns ein, 
sodass der Beschluss einstimmig, 
ohne Gegenstimme oder Enthaltung 
getroffen wurde. Herr Kienitz als Ge-
schäftsführer hatte seinen eigenen 
Antrag gezeichnet. Die Zustimmung 
der CDU dürfte auch nicht vor ihm 
verheimlicht worden sein.

Zwei Jahre später war die Ju-
gend- und Kinderbeteiligung ge-
laufen und die Schilder fertig. Ge-
nau das teilte die Verwaltung auf 
der letzten Sitzung des Jugendhilfe-
ausschusses vor der Sommerpau-
se mit. In dieser Mitteilung konnte 
man auch nachlesen, wenn man es 
denn wollte, dass die Schilder nicht 
alle auf einmal ausgetauscht wer-
den. Vielmehr wird das neue Schild 
bei jedem neugebauten Spielplatz 
angebracht sowie bei all denen, die 
saniert werden. Bei letzteren dürfte 
das Schild Jahrzehnte alt und aus-
tauschbedürftig sein.
Also: viel Aufregung um nichts!  
Wirklich? Nein! 
Der eigentliche Skandal liegt darin, 
einen normalen, von allen Fraktionen 

getragenen Verwaltungsvorgang zu 
verdrehen und zu skandalisieren. Für 
Zeitungen wie die „Welt“ zahlt sich 
das aus. Empörung und Wut über 
vermeintliche Verschwendung er-
zeugen Klicks auf social media und 
Leserschaft. Von der Inszenierung 
eines vermeintlich gesunden Men-
schenverstandes gegen den „Ver-
waltungsirrsinn“ wollte auch die CDU 
kurz vor der Wahl profitieren. Was 
doppelt perfide ist, weil sie diesen 
Beschluss mitherbeigeführt hat.

Verloren hat die Demokratie, weil 
man sich anscheinend nicht mal 
mehr auf einvernehmliche Beschlüs-
se berufen kann. Sie werden auch 
von der Verwaltungsspitze, Oberbür-
germeisterin Reker, in Frage gestellt. 
Eigentlich müsste sie die Verwaltung 
und die Beschlüsse des Jugendhilfe-
ausschusses verteidigen statt in Fra-
ge zu stellen. 

Und was lernen die Jugendlichen, 
die das aufmerksam verfolgt haben? 
Ihre Mitwirkung wird gerne eingefor-
dert. Aber wenn sie dann mitreden, 
ist es auch egal, was sie sagen. Wie 
ging Demokratie nochmal?

Attila Gümüs

Umbenennung von „Spielplätzen“
Warum das sein muss und keine Steuerverschwendung ist

Ein Antrag der FDP-Fraktion in 
der letzten Ratssitzung lief auf die 
Schließung des AZ hinaus. Der Um-
zug nach Kalk sollte nicht bezahlt 
und das eingesparte Geld für die 
nachmittägliche Öffnung der Schul-
höfe verwendet werden. An seinem 
aktuellen Standort kann das AZ aber 
nicht bleiben. 

Damit greift die FDP eine rechts-
populistische Kampagne der Sprin-
ger-Zeitung „Die Welt“ auf, die die 
Finanzierung als Steuerverschwen-
dung für Linksextreme thematisierte.

Im Antrag heißt es: „Die Jugend 
braucht offene Räume“. Dann ist es 
wiedersinnig, das AZ zu schließen. 
Es ist nämlich genau so ein offener 
Raum. Es ist ein selbst erkämpftes 
und -verwaltetes Jugendzentrum für 
Jugendliche und junge Menschen. 

Dort kann jeder und jede an den of-
fenen Plena teilnehmen, wenn der 
junge Mensch denn die Werte des 
AZ teilt: Antirassismus, Antisexis-
mus, Ablehnung der Diskriminierung 
von Minderheiten, Kapitalismus doof 
finden.

In Köln gibt es eine vielfältige An-
gebotspalette in der Jugendarbeit. 
Sie bildet die vielfältige und offene 
Stadtgesellschaft ab, derer sich Köln 
bei vielen Gelegenheiten rühmt. Und 
jetzt soll hier die Axt angesetzt und 
ein sich als links begreifendes Ju-
gendprojekt zerstört werden, weil die 
Kommune unterfinanziert und viel zu 
wenig Geld für Jugendarbeit da ist?

Was ist denn das nächste ver-
zichtbare Projekt, wenn die Kas-
sen noch klammer sind? Wird dann 
an der LSTBI-Jugendarbeit gespart, 

weil das auch „nur“ eine Minder-
heit ist? Spezielle Angebote wie das 
queere Jugendzentrum anyway ver-
stehen ssich ja auch zurecht als ein 
Projekt für eine bestimmte Gruppe.

Es ist schäbig, unterschiedliche 
Gruppen gegeneinander auszuspie-
len und der Mehrheit zu suggerie-
ren, für sie wäre kein Geld da, weil 
man besondere Angebote bereit-
hält. Auf dieses gefährliche Spiel lie-
ßen sich zum Glück die anderen de-
mokratischen Fraktionen nicht ein. 
Beschlossen wurde schließlich ein 
Antrag von Grüne, CDU und Volt, 
im nächsten Schuljahr Geld für die 
Schulhoföffnung bereitzustellen und 
dauerhaft an einer kostenneutralen 
Lösung zu arbeiten. Das AZ ist damit 
gesichert.

Heiner Kockerbeck

FDP möchte Autonomes Zentrum  
rechtspopulistisch schließen 
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Schlechtes Wetter, gute Laune: 60.000 Teilnehmer*in-
nen zogen am 6. Juni durch Köln, mehrere hunderttau-
send Menschen bejubelten den CSD-Umzug vom Stra-
ßenrand aus. Auch Die Linke und die Linksjugend war 
mit einem Wagen, einer Fußgruppe und Zuschauer*in-
nen vertreten. Unter dem Motto „Alle Geschlechter ge-
gen den Faschismus“ grüßten vom Wagen der Linken 
die Kölner Bundestagsabgeordnete Lea Reisner, der 

queerpolitische Sprecher der Bundestagsfraktion Mike 
Brückner, die Ratsfrau Sarah Niknamtavin, die Kandi-
dat*innen für den Stadtrat Isabel Gerken, Attila Gümüs 
und Denis Badorf und die Kandidatin für den Integra-
tionsrat Tanas Giahparvar. Auf Schildern und in Rede-
beiträgen wurde deutlich, die Community fühlt sich (zu-
recht) von der Rechtsentwicklung bedroht. Lange war 
Solidarität nicht mehr so wichtig wie jetzt! 

„Für Queerrechte. Viele. Gemeinsam. Stark“
CSD so politisch wie lange nicht mehr


